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Nichts ist einem Wirtschaftsführer unangenehmer, als
in politische Konflikte hineingezogen zu werden. Für
das Geschäft ist dies immer schädlich. Während sieben
Monaten machten deshalb die Chefs der grössten US-
Firmen, die – organisiert in zwei Gremien – Präsident
Trump in wirtschaftspolitischen Fragen beraten sollten,
gute Miene zu den Dauerquerelen im und um das
Weisse Haus. Doch der gespenstische Aufmarsch der
weissen Suprematisten, Antisemiten und Rassisten in
Charlottesville änderte diese Haltung. Konfrontiert mit
Fragen aus dem Aktionariat und der Öffentlichkeit, ob
sie weiter einem Präsidenten dienen wollten, der sich
nicht klar von diesen extremen Ansichten distanziere,
entschieden sich die Spitzenmanager, Trump den
Rücken zu kehren. Denn die USA sind ein Land voller
ethnischer Minderheiten. Wer diese vor den Kopf stösst,
muss mit Kontroversen, Boykottdrohungen und sinken-
dem Umsatz rechnen. Da erschien es manchem Mana-
ger als das kleinere Übel, Trump mit dem Verlassen
eines Beirats vor den Kopf zu stossen. Der Schritt fiel
umso leichter, als man den Präsidenten in der US-Wirt-
schaft ein Stück weit aufgegeben hat. Er liefert ganz
einfach nicht. Nun hoffen die Manager, dass der Kon-
gress wenigstens noch einen Teil der wirtschaftsfreund-
lichen Agenda von Trump zu retten vermag. (fem.)

DieWirtschaft erwartetnicht
mehrviel vonTrump

USA

Am 24. September stimmt die Schweiz nebst der Ren-
tenreform auch über den Gegenvorschlag zur Initiative
des Bauernverbands «Für Ernährungssicherheit» ab.
Es ist ein absurder Urnengang: Mit mehreren, vagen
Bestimmungen soll in der Verfassung festgehalten
werden, dass die Ernährungssicherheit in der Schweiz
auch in Zukunft gewährleistet sein soll – eine Selbstver-
ständlichkeit, die schon heute gilt. Sagt das Volk Ja zur
neuen Verfassungsbestimmung, ändert sich denn auch
überhaupt nichts: Es gibt keine neuen Gesetze, keine
alten Bestimmungen werden geändert oder abgeschafft.
Das haben sowohl der Bundesrat als auch die Parlamen-
tarier stets beteuert. Tatsächlich erfüllt der Gegenvor-
schlag den einzigen Zweck, dass der Bauernverband
seine Initiative zurückziehen konnte, ohne sie dem Volk
vorlegen zu müssen – offensichtlich war sich die Agrar-
lobby ihrer Sache selbst nicht mehr sicher. So einigte
man sich auf den Text, zu dem nun alle Parteien Ja
sagen. Wohl auch, weil alle darin irgendeine ihrer For-
derungen abgebildet sehen. Das stellt zwar der Kompro-
missfähigkeit des Parlaments ein gutes Zeugnis aus.
Doch einen unnötigen Artikel bloss dem Bauernverband
zuliebe braucht es in der Verfassung nicht. (sbü.)

AbsurdeAbstimmungüber
Ernährungssicherheit

Landwirtschaft

Eins vorweg: Die Zürcher Velofahrer hätten Besseres
verdient. Doch weil es die Stadt bisher nicht fertigge-
bracht hat, ein attraktives Verleihsystem aufzubauen,
drängen nun Private vor. Als Erste die Singapurer Firma
O-Bike, deren grau-gelbe Billigbikes mit einem Gang
nun überall herumstehen; weitere Anbieter sind ange-
kündigt. Ob das Angebot zieht, wird der Markt zeigen.
Doch damit ist es nicht getan: Wer auf öffentlichem
Grund Geschäfte macht, für den sollen im öffentlichen
Interesse auch Auflagen gelten. Die blosse Abmachung,
nicht zu viel Platz zu verstellen, dürfte auf lange Sicht
nicht genügen. Wie es besser geht, zeigt Paris. Dort lässt
die Stadt seit Jahren einen Verleih betreiben, fast so
simpel wie O-Bike, sehr beliebt – und geordnet. (dli.)

Regelnauch fürPrivate
Veloverleih

Ich schlage eine neue Formulierung der
Verfassungsklausel (Art. 175 Ab. 4)
betreffend die Zusammensetzung des
Bundesrates vor: «Bei der Wahl ist darauf

Rücksicht zu nehmen, dass deutschspra-
chige Männer mindestens zwei oder höchs-
tens drei Sitze innehaben.» Im Vordergrund
sollen also weder Sprachminderheiten noch
Frauen stehen, sondern die in Wirtschaft,
Medien und Politik dominante Gruppe:
männliche Deutschsprachige.

Mein Vorschlag ist weder Scherz noch
Provokation. Er ist inspiriert durch eine wis-
senschaftliche Studie, die Rainbow Murray
von der Queen Mary University London vor
drei Jahren in der renommierten Zeitschrift
«American Political Science Review» publi-
ziert hat. Die Politologin empfiehlt dort
Demokratien, aus einer frauenfördernden
Perspektive, Quoten für Männer und andere
dominante Gruppen statt für Frauen und
Minderheiten einzuführen.

Beweggrund für meine Anregung ist die
laufende Debatte rund um die Sprachzuge-
hörigkeit und das Geschlecht des künftigen
Mitglieds der schweizerischen Landesregie-
rung. Die Debatte zeigt exemplarisch die
Nachteile einer Quote für Frauen und
Sprachminderheiten, auch wenn eine solche
nur latent im Raume steht.

Frauen und Tessiner (Letztere dienen hier
als Stellvertreter für die ganze Svizzera ita-
liana) werden als Quotenpolitikerinnen und
-politiker betrachtet. Weil sie von der Norm
– männlich, deutsche Muttersprache – abwei-
chen, stehen sie unter besonderem Druck: Es
liegt an den Frauen und Tessinern, etwas
weniger an den Romands, ihre Bundesrats-
ambitionen mit ihren bisherigen Leistungen
und Qualifikationen sowie mit ihrer voraus-
sichtlichen Regierungsfähigkeit zu recht-
fertigen. Sie müssen beweisen, dass sie
gegenüber der Norm einen echten Mehrwert
aufweisen. Dabei laufen sie gleichzeitig
Gefahr, dass man sie als Politikerinnen und
Politiker sieht, die nur wegen ihres
Geschlechts oder ihrer Muttersprache und

nicht wegen ihrer Verdienste, für den Bun-
desrat kandidieren dürfen.

So heisst es in einem eigentlich frauen-
freundlichen Artikel des «Tages-Anzeigers»,
der Tessiner Kandidat Ignazio Cassis wisse
«ganz genau», dass er «zuerst wegen seiner
Herkunft in die Regierung kommt und nicht,
weil er der brillanteste Schweizer Politiker
der Nachkriegszeit ist». Viele Leserbriefe
gehen in eine ähnliche Richtung. Ein Leser
schreibt etwa: «Ich will den Besten, Kompe-
tentesten, Intelligentesten. Eine Frau zu
fordern – obwohl ein Mann bessere Qualifi-
kationen mitbringt –, ist lächerlich und gro-
tesk.» Der Schriftsteller Charles Lewinsky
wiederum sagt in einem Interview: «Wir
brauchen einfach den, der für das Amt best-
möglich qualifiziert ist.» Ein Kommentar in
der letzten «NZZ am Sonntag» hat es ironisch
auf den Punkt gebracht: «Eigentlich wäre
diese Bundesratswahl ja simpel: Man nehme
jemanden mit den Meriten von Ständerat
Martin Schmid (GR), wandle ihn in eine Frau

um und siedle ihn im Tessin an – und schon
ist allen Genüge getan.»

Zusammenfassend liesse sich behaupten:
Deutschschweizer Männer haben die Meri-
ten, Frauen ihr Geschlecht und Tessiner ihre
Herkunft und Sprache. Einen Deutsch-
schweizer Politiker zu wählen, ist die Norm,
alles andere die Abweichung. Dank dem
«Mythos der Meritokratie», so die Politologin
Murray, profitieren die Männer von der Kom-
petenzvermutung: Man geht davon aus, dass
sie für das Amt qualifiziert sind. Ich habe bis
jetzt jedenfalls noch nie gehört oder gelesen,
dass ein Deutschschweizer Mann zuerst
wegen seiner Herkunft für die Regierung
nominiert worden sei. Ich frage mich auch,
ob die vorwiegend männlichen und deutsch-
sprachigen Kommentatoren überhaupt
spüren, wie unfair und arrogant, ja verlet-
zend, ihre Aussagen in den Ohren der Min-
derheiten klingen.

Die Lösung heisst also: eine Quote für die
Deutschschweizer Männer. Mit einem Bevöl-
kerungsanteil von zirka 35 Prozent haben sie
Anspruch auf zwei (29 Prozent) oder maxi-
mal drei (43 Prozent) Sitze im Bundesrat. Seit
1848 hatten sie fast immer, oder genauer:
während 92 Prozent der Zeit, die absolute
Mehrheit inne. Was würde eine Quote für
Deutschschweizer Männer bewirken, wie ich
sie vorschlage? Die Antwort liegt auf der
Hand: Erstens würde sich die Last der vorzu-
weisenden Kompetenzen von Frauen und
Tessinern und eventuell auch von Romands
auf die Deutschschweizer Männer verschie-
ben. Zweitens: Mit einer solchen Quote
würde die Annahme hinterfragt, die kons-
tante Übervertretung der Deutschschweizer
Männer sei das Ergebnis reiner Meritokratie.
Das Stigma «Quoten-Frau» oder «Quoten-
Tessiner» würde damit deutlich abge-
schwächt. Drittens dürfte die Quote die all-
gemeine Qualität der Bundesräte erhöhen.
Oder glaubt jemand ernsthaft, dass zum Bei-
spiel die Bundesräte Blocher, Deiss oder
Merz für das Regierungsamt besonders gut
qualifiziert waren?

DerexterneStandpunkt

Mankönntederzeitmeinen, TessinerundFrauenwürdeneinzig und
alleinwegen ihrerHerkunft oder ihresGeschlechts indenBundesrat
gewählt. Das ist verletzendundunfair, findetNenadStojanović
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